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DIE MANDANTEN-INFORMATION  

MAI 2022 

 

 

    ALLGEMEINE STEUERZAHLUNGSTERMINE IM MAI 2022 
 
 
     Dienstag, 10.05.2022   Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 
 
      Umsatzsteuer 
 
     Montag, 16.05.2022    Gewerbesteuer 
 
 
 

 
 
 
   
 
   
 

 

Inhaltsverzeichnis 

• Mehrwertsteuersystemrichtlinie: Kein Recht auf Vorsteuerabzug 

• Ist-Versteuerung: Vorsteuerabzug erst bei Zahlung zulässig 

• Steuerbescheide: Was passiert, wenn Sie im Einspruch einen falschen Bescheid benennen? 

• Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit: Auch Fahrtzeiten können steuerfrei entlohnt werden  

• Wiederauffüllung der Rentenanwartschaft: Zahlungen sind nur als Sonderausgaben abzugsfähig   
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Mehrwertsteuersystemrichtlinie: Kein Recht auf Vorsteuerabzug 
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat zum Recht auf Vorsteuerabzug nach der 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) Stellung genommen. Ein Unternehmer ist danach unter den 
allgemeinen Voraussetzungen berechtigt, die entrichtete Mehrwertsteuer für Leistungen, die ihm von 
einem anderen Unternehmen erbracht wurden, als Vorsteuer abzuziehen. 
 
Die Klägerin mit Sitz im Vereinigten Königreich betreibt einen Versandhandel mit Vitaminen und 
Mineralstoffen. Der öffentliche Postdienst erbrachte 2006 bis 2010 vertragsgemäß Postdienstleistungen an 
die Klägerin und stellte dafür Rechnungen ohne Mehrwertsteuer aus. Im Jahr 2009 hatte der EuGH jedoch 
geurteilt, dass die Mehrwertsteuerbefreiung nach der MwStSystRL nicht für Dienstleistungen gilt, die 
öffentliche Posteinrichtungen erbringen und deren Bedingungen individuell ausgehandelt wurden. 
 
Daraufhin stellte die Klägerin bei der Steuer- und Zollverwaltung Anträge auf Vorsteuerabzug für diese 
Postdienstleistungen. Sie vertrat die Auffassung, dass ihre Zahlungen an den Postdienstleister rückwirkend 
so zu verstehen sind, dass sie Mehrwertsteuer beinhalteten. 
 
Der Postdienstleister hatte es seinerseits unterlassen, die zu Unrecht nicht entrichtete Mehrwertsteuer 
nachträglich von seinen Kunden (u.a. von der Klägerin) einzuziehen. Zudem erließ die Steuer- und 
Zollverwaltung keinen Berichtigungsbescheid gegen den Postdienstleister. Aufgrund abgelaufener 
Verjährungsfristen wäre ein solches Vorgehen inzwischen weder für die Verwaltung noch für den 
Postdienstleister möglich gewesen. 
 
Der EuGH stellte nun klar, dass die Mehrwertsteuer nicht als im Sinne der MwStSystRL entrichtet angesehen 
und daher vom Unternehmen nicht abgezogen werden kann, wenn zum einen die Vertragsparteien die 
betreffenden Leistungen zu Unrecht für mehrwertsteuerfrei gehalten haben, in den Rechnungen keine 
Mehrwertsteuer ausgewiesen wurde und die Kosten vom Leistungsempfänger zu tragen wären. Zum 
anderen gilt das auch, wenn keine rechtzeitigen Schritte zur nachträglichen Einziehung der nicht 
entrichteten Mehrwertsteuer erfolgt sind und somit jedem darauf gerichteten Vorgehen des leistenden 
Unternehmens sowie der Verwaltung die Verjährung entgegensteht. Im Ergebnis besteht für die Klägerin 
kein Recht auf Vorsteuerabzug. 
 
Hinweis: Wenn Sie sich unsicher sind, ob auch Sie von dieser Entscheidung betroffen sind, sprechen Sie uns 
an. 
 
Ist-Versteuerung: Vorsteuerabzug erst bei Zahlung zulässig 
 
Das Recht auf Vorsteuerabzug entsteht bei Vorliegen einer ordnungsgemäßen Rechnung bereits mit der 
Ausführung der Leistung und nicht erst mit der Entrichtung des Entgelts. Das gilt unabhängig davon, ob der 
Leistende Soll- oder Ist-Versteuerer ist. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat nun entschieden, dass diese 
deutsche Regelung gegen das EU-Recht verstößt. Beim Leistungsbezug von Ist-Versteuerern darf die 
Vorsteuer erst bei Zahlung abgezogen werden. 
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Im Streitfall ging es um steuerpflichtige Umsätze aus der Vermietung eines Grundstücks, das seinerseits 
steuerpflichtig angemietet wurde. Eine ordnungsgemäße Rechnung lag durch den Mietvertrag vor. Sowohl 
die Klägerin als auch die Vermieterin berechneten die Steuer nach vereinnahmten Entgelten (Ist-
Versteuerung). Aufgrund einer Stundung wurden die Mietzahlungen für die Jahre 2009 bis 2012 erst in den 
Jahren 2013 bis 2016 entrichtet. Strittig war, ob für den Vorsteuerabzug der Zeitpunkt der Ausführung der 
Umsätze oder der Zeitpunkt der Zahlung maßgeblich ist. 
 
Das Finanzamt und ihm folgend das Finanzgericht (FG) vertraten die Auffassung, dass der Anspruch auf 
Vorsteuerabzug entsteht, wenn die Leistung ausgeführt worden ist. Wann der Steueranspruch gegen den 
Leistenden entsteht und ob dieser die Steuer nach vereinnahmten oder vereinbarten Entgelten berechnet, 
sei unerheblich. Allerdings hatte das FG auch Zweifel, ob das nationale Recht mit der 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) vereinbar ist, und fragte beim EuGH nach. 
 
Der EuGH stellte klar, dass das Recht auf Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers gemäß der MwStSystRL 
dann entsteht, wenn der Anspruch auf die abziehbare Umsatzsteuer besteht. Das ist im Streitfall aufgrund 
der Ist-Versteuerung der Zeitpunkt der Zahlung. 
 
Hinweis: Betroffene Unternehmen sollten prüfen, ob sich aus dem Urteil Vorteile für sie ergeben können. 
Wurde in einem bereits verjährten Zeitraum der Vorsteuerabzug vergessen, kann dieser eventuell noch 
vorgenommen werden. Für die Zukunft bleibt abzuwarten, wann das Umsatzsteuergesetz an die 
Rechtsprechung des EuGH angepasst wird.  
 
Steuerbescheide: Was passiert, wenn Sie im Einspruch einen falschen Bescheid benennen? 
 
Wenn Sie gegen einen Steuerbescheid Einspruch einlegen wollen, muss dies innerhalb eines Monats 
schriftlich erfolgen. Hierbei ist es natürlich ratsam, den Steuerbescheid zu nennen. So kann das Finanzamt 
meist schneller entscheiden. Aber was passiert, wenn Sie den falschen Bescheid im Einspruch angeben? 
Wird der Einspruch dann so gewertet, als hätte es ihn nicht gegeben? Das Finanzgericht Hamburg (FG) 
musste darüber entscheiden. 
 
Die Klägerin vermittelte und veranstaltete Pauschalreisen. Im Jahr 2017 fand eine Außenprüfung für die 
Jahre 2011 und 2012 statt. Dabei wurden die von der Klägerin geleisteten Aufwendungen für die Anmietung 
von Hotelzimmerkontingenten anteilig als Miet- und Pachtzinsen bei der Gewerbesteuer hinzugerechnet. 
Dementsprechend wurden die Gewerbe- und Gewerbesteuermessbescheide geändert. Der Steuerberater 
der Klägerin legte gegen die Gewerbesteuerbescheide Einspruch ein. Das Finanzamt teilte mit, dass das 
Einstellungsverfahren aufgrund eines anhängigen Verfahrens ruhend gestellt werde. Nach einem 
Zuständigkeitswechsel entschied das neue Finanzamt, dass die Einsprüche nicht zulässig seien, denn sie 
hätten sich gegen die Gewerbesteuermessbescheide als Grundlagenbescheide für die Gewerbesteuer 
richten müssen. 
 
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Das Gericht legte den Einspruch und die Klage dahingehend aus, dass 
sie sich gegen die anteilige Hinzurechnung der Aufwendungen für die Hotelzimmerkontingente und damit 
gegen die Gewerbesteuermessbescheide richteten. Nach dem Gesetz „soll“, nicht „muss“ bei einem 
Einspruch der Verwaltungsakt genannt werden, gegen den dieser gerichtet ist. Die Rechtswirksamkeit des 
Einspruchs hängt davon aber nicht ab. Vielmehr muss sich aus dem Einspruch die Zielsetzung des Begehrens 
entnehmen lassen.  
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Der Einspruch der Klägerin ist dahingehend auszulegen, dass Einspruchsgegenstand die 
Gewerbesteuermessbescheide waren. Auch im Hinblick darauf, dass das ursprünglich zuständige Finanzamt 
den Einspruch als gegen die Gewerbesteuermessbescheide gerichtet gewertet hatte, ergibt sich ein 
Vertrauensschutz. Im Übrigen sind die Hinzurechnungen auch zu Unrecht erfolgt. 
 
Hinweis: Sie haben mehrere Bescheide erhalten, die zusammengehören, und wissen nicht, gegen welchen 
Bescheid Einspruch eingelegt werden muss? Wir helfen Ihnen gerne. 
 
Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit: Auch Fahrtzeiten können steuerfrei entlohnt werden  
 
Fahren Profisportler im Mannschaftsbus zu Auswärtsspielen, sind die hierfür von ihrem Arbeitgeber 
geleisteten Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit steuerfrei. Dies geht aus einem neuen 
Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor. 
 
Zugrunde lag dieser Entscheidung der Fall einer deutschen Profimannschaft, deren angestellte Spieler und 
Betreuer verpflichtet waren, im Mannschaftsbus zu Auswärtsspielen anzureisen. Sofern die Anreise an 
Sonn- oder Feiertagen oder in der Nacht erfolgte, erhielten Spieler und Betreuer hierfür neben ihrem 
Grundgehalt steuerfreie Lohnzuschläge. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass für die bloßen 
Fahrtzeiten keine steuerfreien Zuschläge geleistet werden können (keine „belastende Tätigkeit“). Der 
hierauf entfallende Teil der Zuschläge sei daher nachzuversteuern. 
 
Der Arbeitgeber wehrte sich nun mit Erfolg gegen die Lohnsteuernachforderung: Der BFH urteilte, dass die 
Steuerbefreiung für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit anwendbar ist, wenn ein Arbeitnehmer – wie im 
vorliegenden Fall – zu den begünstigten Zeiten im Interesse seines Arbeitgebers tatsächlich tätig wird, für 
diese Tätigkeit ein Vergütungsanspruch besteht und die Zuschläge zusätzlich gewährt werden. Ob sich die 
Reisezeiten im Mannschaftsbus für Spieler und Betreuer als individuell belastende Tätigkeitdarstellen, ist 
hingegen unerheblich – es kommt nicht darauf an, ob eine Tätigkeit den Arbeitnehmer in besonderer Weise 
fordert oder ihm „leicht von der Hand“ geht. Vielmehr genügt, dass eine mit einem Grundlohn vergütete 
Tätigkeit – hier die gesamte Tätigkeit und damit auch die Fahrtätigkeit – tatsächlich zu den begünstigten 
Zeiten (sonntags, feiertags oder nachts) ausgeübt wird. 
 
Wiederauffüllung der Rentenanwartschaft: Zahlungen sind nur als Sonderausgaben abzugsfähig 
 
Wer nach einer Scheidung und einem durchgeführten Versorgungsausgleich seine geminderte 
Rentenanwartschaft wieder auffüllt, um seine Alterseinkünfte später in ungeschmälerter Höhe erhalten zu 
können, möchte natürlich seine geleisteten Zahlungen steuerlich bestmöglich berücksichtigt wissen – so 
auch ein Rechtsanwalt aus Baden-Württemberg, dessen Fall nun vor dem Bundesfinanzhof (BFH) verhandelt 
wurde: Von seinen Rentenanwartschaften beim Versorgungswerk der Rechtsanwälte war vom 
Familiengericht im Rahmen der Scheidung ein Anrecht auf seine Ehefrau übertragen worden. Der Anwalt 
füllte seine Anwartschaft im Anschluss daran durch eine Zahlung von 75.725 € wieder auf und machte 
diesen Betrag als Werbungskosten bei seinen Lohneinkünften geltend. 
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Das Finanzamt wertete die Zahlung hingegen als Beitrag zur Altersvorsorge und ließ deshalb nur einen 
Sonderausgabenabzug zu, der wegen nahezu ausgeschöpfter Höchstbeträge nur in Höhe von 5.074 € zum 
Tragen kam. Der BFH bestätigte die Einordnung des Finanzamts auf ganzer Linie. Zwar gehörten die 
Leistungen ihrer Rechtsnatur nach zu den vorweggenommenen Werbungskosten bei den sonstigen 
Einkünften (Renteneinkünften), allerdings mussten sie nach der spezialgesetzlichen Regelung im 
Einkommensteuergesetz als Altersvorsorgeaufwendungen eingestuft werden, sodass nur ein 
Sonderausgabenabzug in Betracht kam. 
 
Hinweis: Ein Abzug als Werbungskosten wäre für den Kläger weitaus günstiger gewesen als der drastisch 
begrenzte Sonderausgabenabzug. Unterstellt man ihm entsprechend hohe Einkünfte und einen 
Grenzsteuersatz von 40 %, so hätte ein Abzug der kompletten Wiederauffüllungszahlung als 
Werbungskosten zu einer Steuerersparnis von rund 30.000 € geführt. 
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